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Berichterstatter: 

Abgeordneter Bauer (Wisrzburg) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1716 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung mit der 
Überschrift „Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Finanzgerichtsbarkeit“ anzunehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

a) Die Frage, ob eine Strafbefugnis der Finanzämter mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist, wird durch das Gesetz über Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Finanzgerichtsbarkeit nicht 
berührt. 

b) Die Bundesregierung wird ersucht, 

die strafprozessualen Bestimmungen der Reichsabgabenord- 
nung auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz zu über- 
prüfen und erforderlichenfalls eine Gesetzesvorlage vorzu- 
bereiten. 

Bonn, den 21. Juni 1957 


Der Ausschuß für Rechtswesen 
und VerfassTingsrecht 

Hoogen Bauer (Würzburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung der 
Finanzgerichtsbarkeit 
- Drucksache 1716 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


E n t w u r f 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung der Finanzgerichtsbarkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

(Artikel I) 


S * 

Die Finanzgerichtsbarkeit wird durch un- 
abhängige, von den Verwaltungsbehörden 
getrennte, besondere Verwaltungsgerichte 
ausgeübt. 

§ 2 

Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sind die 
Finanzgerichte als Landesgerichte und der 
Bundesfinanzhof als oberes Bundesgericht . 


§ 14 

Die hauptamtlichen Richter werden auf 
Lebenszeit ernannt, soweit nicht in § 18 Ab- 
weichendes bestimmt ist. 


Beschlüsse des 16 . Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen auf dem Gebiet 

der Finanzgerichtsbarkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Stellung der Finanzgerichte 

§ 1 

Die Finanzgerichte sind unabhängige, von 
den Verwaltungsbehörden getrennte Ge- 
richte der Länder, 


ZWEITER ABSCHNITT 
Richter der Finanzgerichte 

§ 2 

(1) Die Richter (Präsidenten, Kammer- 
vorsitzenden und ständigen Mitglieder) der 
Finanzgerichte werden auf Lebenszeit er- 
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Entwurf 


5 32 

Den Gerichten und den hauptamtlichen 
Richtern dürfen keine Verwaltungsgeschäfte 
außerhalb der Gerichtsverwaltung übertragen 
werden. Einem Richter können mit seiner 
Zustimmung ein anderes Richteramt, ein Lehr- 
amt an einer Hochschule oder Aufgaben der 
Ausbildung und Prüfung des Richter- und 
Beamtennachwuchses übertragen werden. 

fl 15) 

(1) Zum hauptamtlichen Richter kann nur 
ernannt werden, wer die Fähigkeit zum Rich- 
teramt nach dem Gerichtsverfassungsgesetz 
besitzt. 

1 18 

(1) Beim Finanzgericht können Hilfsrichter 
bestellt werden. Sie müssen die Voraussetzung 
des § 15 Abs. 1 und sollen in der Regel die 
Voraussetzung des §15 Abs. 2 erfüllen. Der 
Hilfsrichter muß für eine bestimmte Zeit von 
mindestens einem Jahr bestellt und darf nicht 
vorher abberufen werden. Die Vorschriften 
des §16 Abs. 1 über die Anhörung des Prä- 
sidiums und des § 32 über die Nebentätig- 
keit der Richter gelten entsprechend. 

(2) Hilfsrichter können nicht den Vorsitz 
führen. 


fl 37) 

(1) Vor die Gerichte der Finanzgerichtsbar- 
keit gehören 

1. alle öffentlich-rechtlichen Rechts Streitig- 
keiten über Abgabenangelegenheiten, so- 
weit die Abgaben der Gesetzgebung des 
Bundes unterliegen und durch Bundes- 
finanzbehörden oder Landes finanzbehör- 
den verwaltet werden, außer wenn die 
Streitigkeiten einem anderen Gericht aus- 
drücklich zugewiesen sind . 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

nannt. Für ihre Rechtsstellung gelten die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

(2) Den Richtern dürfen keine Verwal- 
tungsgeschäfte außerhalb der Gerichtsver- 
waltung übertragen werden. Einem Richter 
können mit seiner Zustimmung ein anderes 
Richteramt, ein Lehramt an einer Hoch- 
schule oder Aufgaben der Ausbildung und 
Prüfung des Richter- und Beamtennach- 
wuchses übertragen werden. 


§ 3 

Zum Richter kann nur ernannt werden, 
wer die Fähigkeit zum Richteramt nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz besitzt. 


§ 4 

(1) Beim Finanzgericht können Hilfsrichter 
bestellt werden. Der Hilfsrichter muß die 
Voraussetzung des § 3 erfüllen. Er ist für 
eine bestimmte Zeit von mindestens einem 
Jahr zu bestellen und darf nicht vorher ab- 
berufen werden. 


(2) Hilfsrichter können nicht den Vorsitz 
führen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Änderung der Reichsabgabenordnung 

§ 3 

Die Reichsabgabenordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. § 228 erhält folgende Fassung: 

4 228 

Gegen Steuerbescheide (§§211 und 212), 
Feststellungsbescheide (§§ 214 und 215) 
und Steuermeßbescheide (§ 212 a Abs. 1) 
ist das Berufungsverfahren gegeben.“ 

2. §§ 230, 299 bis 302 werden gestrichen. 
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Entwurf 


(5 136 ) 

(1) Die Rechtsstellung der Personen, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine finanzrich- 
terliche Stellung innehaben, wird durch §15 
Abs . 1 nicht berührt . 


S m 

Die Bundesregierung erläßt die zur Über- 
leitung des Verfahrens notwendigen Durch- 
führungsbestimmungen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates . 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ ^ 

Für Personen, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eine Stellung als Präsident, als Kam- 
mervorsitzender oder als beamteter Beisitzer 
(ständiges Mitglied) eines Finanzgerichts inne- 
haben, ist § 3 nicht anzuwenden. 

§ 7 

(1) Anfechtungen, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes schweben, sind als Einspruch 
zu behandeln. 

(2) Über Rechtsbeschwerden gegen An- 
fechtungsentscheidungen, die vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bekanntgegeben wor- 
den sind (§ 91 der Reichsabgabenordnung), 
ist nach dem bis dahin geltenden Verfahrens- 
recht zu entscheiden. 


(Artikel IV) 

5 i 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Oberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen , die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden , gelten im 
Land Berlin nach 5 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 


§ 2 


Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 


§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Dieses Gesetz gilt als bundes- 
gesetzliche Regelung der Finanzgerichtsbar- 
keit im Sinne des § 8 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ io 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in 
Kraft. 
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